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Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen IfSG 

(Infektionsschutzgesetz - IfSG) (Stand 31.03.2021) 

3 

§ 

. Abschnitt - Überwachung 

6 Meldepflichtige Krankheiten 

(1) Namentlich ist zu melden: 

1 . der Krankheitsverdacht, die Erkrankung sowie der Tod an 
a) Botulismus 
b) Cholera 
c) Diphtherie 
d) humaner spongiformer Enzephalopathie, außer familiär-hereditärer Formen 
e) akuter Virushepatitis 
f) enteropathischem hämolytisch-urämischem Syndrom (HUS) 

g) virusbedingtem hämorrhagischen Fieber 
h) Keuchhusten, 
i) Masern 
j) Meningokokken-Meningitis oder -Sepsis 
k) Milzbrand 
l) Mumps 
m) Pest 
n) Poliomyelitis (als Verdacht gilt jede akute schlaffe Lähmung, außer wenn 

traumatisch bedingt) 
o) Röteln einschließlich Rötelnembryopathie 
p) Tollwut 
q) Typhus abdominalis/Paratyphus 
r) Windpocken 
s) Zoonotische Influenza 
t) Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19), 

1 a. die Erkrankung und der Tod in Bezug auf folgende Krankheiten: 

a) behandlungsbedürftige Tuberkulose, auch wenn ein bakteriologischer Nachweis 
nicht vorliegt, 

b) Clostridioides-difficile-Infektion mit klinisch schwerem Verlauf; ein klinisch schwerer 
Verlauf liegt vor, wenn 

aa) der Erkrankte zur Behandlung einer ambulant erworbenen Clostridioides- 
difficile-Infektion in eine medizinische Einrichtung aufgenommen wird, 

bb) der Erkrankte zur Behandlung der Clostridioides-difficile-Infektion o-der 
ihrer Komplikationen auf eine Intensivstation verlegt wird, 

cc) ein chirurgischer Eingriff, zum Beispiel Kolektomie, aufgrund eines 
Megakolons, einer Perforation oder einer refraktären Kolitis erfolgt oder 

dd) der Erkrankte innerhalb von 30 Tagen nach der Feststellung der 
Clostridioides-difficile-Infektion verstirbt und die Infektion als direkte 

Todesursache oder als zum Tode beitragende Erkrankung gewertet wurde,“ 
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2 . der Verdacht auf und die Erkrankung an einer mikrobiell bedingten 
Lebensmittelvergiftung oder an einer akuten infektiösen Gastroenteritis, wenn 

a) a) eine Person betroffen ist, die eine Tätigkeit im Sinne des § 42 Abs. 1 ausübt, 

b) b) zwei oder mehr gleichartige Erkrankungen auftreten, bei denen ein epidemischer 
Zusammenhang wahrscheinlich ist oder vermutet wird, 

3 

4 

. der Verdacht einer über das übliche Ausmaß einer Impfreaktion hinausgehenden 
gesundheitlichen Schädigung, 

. die Verletzung eines Menschen durch ein tollwutkrankes, -verdächtiges oder 
-ansteckungsverdächtiges Tier sowie die Berührung eines solchen Tieres oder 
Tierkörpers, 

5 . der Verdacht einer Erkrankung, die Erkrankung sowie der Tod, in Bezug auf eine 
bedrohliche übertragbare Krankheit, die nicht bereits nach den Nummern 1 bis 4 
meldepflichtig ist. 

Die Meldung nach Satz 1 hat gemäß § 8 Absatz 1 Nummer 1, 3 bis 8, § 9 Absatz 1, 2, 3 Satz 
1 oder 3 zu erfolgen. 

(2) Dem Gesundheitsamt ist über die Meldung nach Absatz 1 Nr. 1a hinaus zu melden, wenn 
Personen einer subakuten sklerosierenden Panenzephalitis infolge einer Maserninfektion 

erkranken oder versterben. Dem Gesundheitsamt ist über die Meldung nach Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1a Buchstabe ahinaus zu melden, wenn Personen, die an einer 
behandlungsbedürftigen Lungentuberkulose erkrankt sind, eine Behandlung verweigern oder 
abbrechen. Die Meldung nach den Sätzen 1 und 2 hat gemäß § 8 Absatz 1 Nummer1, § 9 
Absatz 1 und 3 Satz 1 oder 3 zu erfolgen. 

(3) Nichtnamentlich ist das Auftreten von zwei oder mehr nosokomialen Infektionen zu melden, 
bei denen ein epidemischer Zusammenhang wahrscheinlich ist oder vermutet wird. Die 
Meldung nach Sätzen 1 und 2 hat gemäß § 8 Absatz 1 Nummer 1, 3 oder 5, § 10 Absatz 1 zu 
erfolgen. 

§ 7 Meldepflichtige Nachweise von Krankheitserregern 

(1) Namentlich ist bei folgenden Krankheitserregern, soweit nicht anders bestimmt, der direkte 
oder indirekte Nachweis zu melden, soweit die Nachweise auf eine akute Infektion hinweisen: 

1 
2 
3 
3 

4 
5 
6 
6 
7 

8 

. 

. 

. 
a. 

. 

. 

. 
a. 
. 

. 

Adenoviren; Meldepflicht nur für den direkten Nachweis im Konjunktivalabstrich 
Bacillus anthracis 
Bordetella pertussis, Bordetella parapertussis 
humanpathogene Bornaviren; Meldepflicht nur für den direkten Nachweis 

Borrelia recurrentis 
Brucella sp. 
Campylobacter sp., darmpathogen 
Chikungunya-Virus 
Chlamydia psittaci 

Clostridium botulinum oder Toxinnachweis 
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9 
1 
1 

1 
1 
1 

. 
0. 

Corynebacterium spp., Toxin bildend 
Coxiella burnetii 

0a. Dengue-Virus 
1. 
2. 
3. 

humanpathogene Cryptosporidium sp. 
Ebolavirus 

a) 
b) 

Escherichia coli, enterohämorrhagische Stämme (EHEC) 
Escherichia coli, sonstige darmpathogene Stämme 

1 
1 
1 
1 

1 

4. 
5. 
6. 
7. 

8. 

Francisella tularensis 
FSME-Virus 
Gelbfiebervirus 
Giardia lamblia 
Haemophilus influenzae; Meldepflicht nur für den direkten Nachweis aus Liquor oder 
Blut 

1 
2 
2 
2 
2 
2 
2 
2 
2 
2 
2 

9. 
0. 
1. 
2. 
3. 
4. 
5. 
6. 
7. 
8. 
9. 

Hantaviren 
Hepatitis-A-Virus 
Hepatitis-B-Virus; Meldepflicht für alle Nachweise 
Hepatitis-C-Virus; Meldepflicht für alle Nachweise 
Hepatitis-D-Virus; Meldepflicht für alle Nachweise 
Hepatitis-E-Virus 
Influenzaviren; Meldepflicht nur für den direkten Nachweis 
Lassavirus 
Legionella sp. 
humanpathogene Leptospira sp. 
Listeria monocytogenes; Meldepflicht nur für den direkten Nachweis aus Blut, Liquor 
oder anderen normalerweise sterilen Substraten sowie aus Abstrichen von 
Neugeborenen 

3 
3 
3 
3 
3 

0. 
1. 
2. 
3. 
4. 

Marburgvirus 
Masernvirus 
Mumpsvirus 
Mycobacterium leprae 
Mycobacterium tuberculosis/africanum, Mycobacterium bovis; Meldepflicht für den 
direkten Erregernachweis sowie nachfolgend für das Ergebnis der 
Resistenzbestimmung; vorab auch für den Nachweis säurefester Stäbchen im Sputum 

3 5. Neisseria meningitidis; Meldepflicht nur für den direkten Nachweis aus Liquor, Blut, 
hämorrhagischen Hautinfiltraten oder anderen normalerweise sterilen Substraten 

3 
3 
3 
3 

4 
4 
4 
4 
4 
4 

6. 
7. 
8. 
9. 

0. 
1. 
2. 
3. 
4. 

Norovirus 
Poliovirus 
Rabiesvirus 
Rickettsia prowazekii 

Rotavirus 
Rubellavirus 
Salmonella Paratyphi; Meldepflicht für alle direkten Nachweise 
Salmonella Typhi; Meldepflicht für alle direkten Nachweise 
Salmonella, sonstige 

4a. Severe-Acute-Respiratory-Syndrome-Coronavirus (SARS-CoV) und Severe-Acute- 
Respiratory-Syndrome-Coronavirus-2(SARS-CoV-2) 

4 5. Shigella sp. 
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4 5a. Streptococcus pneumoniae; Meldepflicht nur für den direkten Nachweis aus Liquor, 
Blut, Gelenkpunktatoder anderen normalerweise sterilen Substraten 

4 
4 
4 
4 
4 
5 
5 

5 
5 

6. 
7. 
8. 

Trichinella spiralis 
Varizella-Zoster-Virus 
Vibrio cholerae O 1 und O 139 

8a. West-Nil-Virus 
9. 
0. 
0a. Zika-Virus und sonstige Arbovire 

1. andere Erreger hämorrhagischer Fieber. 
2. der direkte Nachweis folgender Krankheitserreger: 

Yersinia pestis 
Yersinia spp., darmpathogen 

a) Staphylococcus aureus, Methicillin-resistente Stämme; Meldepflicht nur für den 
Nachweis aus Blut oder Liquor 
b) Enterobacterales bei Nachweis einer Carbapenemase-Determinante oder mit 

verminderter Empfindlichkeit gegenüber Carbapenemen außer bei natürlicher 
Resistenz; Meldepflicht nur bei Infektion oder Kolonisation 
c) Acinetobacter spp. bei Nachweis einer Carbapenemase-Determinante oder mit 
verminderter Empfindlichkeit gegenüber Carbapenemen außer bei natürlicher 
Resistenz; Meldepflicht nur bei Infektion oder Kolonisation. 

Die Meldung nach Satz 1 hat gemäß § 8 Absatz 1 Nummer 2, 3, 4 oder Absatz 4, § 9 Absatz 
1, 2, 3 Satz 1 oder 3 zu erfolgen. 

(2) Namentlich sind in Bezug auf Infektionen und Kolonisationen Nachweise von in dieser 
Vorschrift nicht genannten Krankheitserregern zu melden, wenn unter Berücksichtigung der 
Art der Krankheitserreger und der Häufigkeit ihres Nachweises Hinweise auf eine 
schwerwiegende Gefahr für die Allgemeinheit bestehen. Die Meldung nach Satz 1 hat gemäß 
§ 8 Absatz 1 Nummer 2, 3 oder Absatz 4, § 9 Absatz 2, 3 Satz 1 oder 3 zu erfolgen. 

(3) Nichtnamentlich ist bei folgenden Krankheitserregern der direkte oder indirekte Nachweis 
zu melden 

1 
2 
3 
4 
5 
6 

. Treponema pallidum 

. HIV 

. Echinococcus sp. 

. Plasmodium sp. 

. Toxoplasma gondii; Meldepflicht nur bei konnatalen Infektionen. 

. Neisseria gonorrhoeae mit verminderter Empfindlichkeit gegenüber Azithromycin, Cefixim 
oder Ceftriaxon 

Die Meldung nach Satz 1 hat gemäß § 8 Absatz 1 Nummer 2, 3 oder Absatz 4, § 10 Absatz 2 
zu erfolgen. 

§ 8 Zur Meldung verpflichtete Personen 

(1) Zur Meldung sind verpflichtet: 

. im Falle des § 6 der feststellende Arzt sowie bei der Anwendung patientennaher Schnelltests 1 
bei Dritten die feststellende Person, wenn sie nach § 24 Satz 2 oder aufgrund einer 
Rechtsverordnung nach § 24 Satz 3 Nummer 1 zu solchen Schnelltests befugt ist; in 

Einrichtungen nach § 23 Absatz 5 Satz 1 ist für die Einhaltung der Meldepflicht neben dem 
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feststellenden Arzt auch der leitende Arzt, in Krankenhäusern mit mehreren selbständigen 
Abteilungen der leitende Abteilungsarzt, in Einrichtungen ohne leitenden Arzt der behandelnde 
Arzt verantwortlich, 

2 . im Falle des § 7 die Leiter von Medizinaluntersuchungsämtern und sonstigen privaten 
oderöffentlichen Untersuchungsstellen einschließlich von Arztpraxen mit 
Infektionserregerdiagnostik und Krankenhauslaboratorien sowie Zahnärzte und Tierärzte, 
wenn sie aufgrund einer Rechtsverordnung nach §24 Satz 3 Nummer 2 befugt sind, im 
Rahmen einer Labordiagnostik den direkten oder indirekten Nachweiseines 
Krankheitserregers zu führen, 

3 . im Falle der §§ 6 und 7 die Leiter von Einrichtungen der pathologisch-anatomischen 
Diagnostik, 

4 . im Falle des § 6 Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 und im Falle des § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 38 bei 
Tieren, mit denen Menschen Kontakt gehabt haben, auch der Tierarzt, 

5 . im Falle des § 6 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1, 2 und 5 und Abs. 3 Angehörige eines anderen Heil- 
oder Pflegeberufs, der für die Berufsausübung oder die Führung der Berufsbezeichnung eine 
staatlich geregelte Ausbildung oder Anerkennung erfordert, 

6 . (weggefallen) 

7 . im Fall des § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 und 5 die Leiter von den in § 36 Absatz 1 
Nummer 1 bis 7genannten Einrichtungen und Unternehmen, 

8 . im Falle des § 6 Absatz 1 Satz 1 der Heilpraktiker 

(2) Die Meldepflicht besteht nicht für Personen des Not- und Rettungsdienstes, wenn der 
Patient unverzüglich in eine ärztlich geleitete Einrichtung gebracht wurde. Die Meldepflicht 
besteht für die in Absatz 1 Nr. 5 bis 7bezeichneten Personen nur, wenn ein Arzt nicht 
hinzugezogen wurde. 

(3) Die Meldepflicht besteht nicht, wenn dem Meldepflichtigen ein Nachweis vorliegt, dass die 
Meldung bereits erfolgte und andere als die bereits gemeldeten Angaben nicht erhoben 
wurden. Eine Meldepflicht besteht ebenfalls nicht für Erkrankungen, bei denen der Verdacht 
bereits gemeldet wurde und andere als die bereits gemeldeten Angaben nicht erhoben 
wurden. 

(4) Absatz 1 Nr. 2 gilt entsprechend für Personen, die die Untersuchung zum Nachweis von 
Krankheitserregern außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes durchführen lassen. 

(5) (weggefallen) 

§ 9 Namentliche Meldung 

(1) Die namentliche Meldung durch eine der in § 8 Absatz 1 Nummer 1 und 4 bis 8 genannten 
Personen muss,soweit vorliegend, folgende Angaben enthalten: 

1 . zur betroffenen Person: 

a) Name und Vorname, 
b) Geschlecht, 
c) Geburtsdatum, 
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d) Anschrift der Hauptwohnung oder des gewöhnlichen Aufenthaltsortes und, falls 
abweichend: Anschrift des derzeitigen Aufenthaltsortes, 
e) weitere Kontaktdaten, 

f) Tätigkeit in Einrichtungen und Unternehmen nach § 23 Absatz 3 Satz 1 oder nach § 36 
Absatz 1 und 2mit Namen, Anschrift und weiteren Kontaktdaten der Einrichtung oder des 
Unternehmens, 
g) Tätigkeit nach § 42 Absatz 1 bei akuter Gastroenteritis, bei akuter Virushepatitis, bei 
Typhusabdominalis oder Paratyphus und bei Cholera mit Namen, Anschrift und weiteren 
Kontaktdaten der Einrichtung oder des Unternehmens, 
h) Betreuung oder Unterbringung in oder durch Einrichtungen oder Unternehmen nach § 23 
Absatz5 Satz 1 oder § 36 Absatz 1 oder Absatz 2 mit Name, Anschrift und weiteren 
Kontaktdaten der Einrichtungen oder Unternehmen sowie der Art der Einrichtung oder des 
Unternehmens, 
i) Diagnose oder Verdachtsdiagnose, 

j) Tag der Erkrankung, Tag der Diagnose, gegebenenfalls Tag des Todes und 
wahrscheinlicher Zeitpunkt oder Zeitraum der Infektion, 
k) wahrscheinlicher Infektionsweg, einschließlich Umfeld, in dem die Übertragung 
wahrscheinlich stattgefunden hat, mit Name, Anschrift und weiteren Kontaktdaten der 
Infektionsquelle und wahrscheinliches Infektionsrisiko, 
l) in Deutschland: Landkreis oder kreisfreie Stadt, in dem oder in der die Infektion 
wahrscheinlich erworben worden ist, ansonsten Staat, in dem die Infektion wahrscheinlich 

erworben worden ist, 
m) bei Tuberkulose, Hepatitis B und Hepatitis C: Geburtsstaat, Staatsangehörigkeit und 
gegebenenfalls Jahr der Einreise nach Deutschland, 
n) bei Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19): Angaben zum Behandlungsergebnis und zum 
Serostatusin Bezug auf diese Krankheit, 
o) Überweisung, Aufnahme und Entlassung aus einer Einrichtung nach § 23 Absatz 5 Satz 1, 
gegebenenfalls intensivmedizinische Behandlung und deren Dauer, 
p) Spender für eine Blut-, Organ-, Gewebe- oder Zellspende in den letzten sechs Monaten, 
q) bei impfpräventablen Krankheiten Angaben zum diesbezüglichen Impfstatus, 

r) Zugehörigkeit zu den in § 54a Absatz 1 Nummer 1 bis 5 genannten Personengruppen, 

2 . Name, Anschrift und weitere Kontaktdaten der Untersuchungsstelle, die mit der 
Erregerdiagnostikbeauftragt ist, 

3 . Name, Anschrift und weitere Kontaktdaten sowie die lebenslange Arztnummer (LANR) und 
die Betriebsstättennummer (BSNR) des Meldenden sowie Zuordnungsmerkmale für weitere 
Untersuchungen und 

4 . bei einer Meldung nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 die Angaben zur Schutzimpfung 
nach § 22 Absatz 2. 

(2) Die namentliche Meldung durch eine in § 8 Absatz 1 Nummer 2 und 3 genannte Person 
muss, soweit vorliegend, folgende Angaben enthalten: 

1 . zur betroffenen Person: 

a) Name und Vorname, 
b) Geschlecht, 
c) Geburtsdatum, 
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d) Anschrift der Hauptwohnung oder des gewöhnlichen Aufenthaltsortes und, falls 
abweichend: Anschrift des derzeitigen Aufenthaltsortes, 
e) weitere Kontaktdaten, 

f) Art des Untersuchungsmaterials, 
g) Entnahmedatum oder Eingangsdatum des Untersuchungsmaterials, 
h) Nachweismethode, 
i) Untersuchungsbefund, einschließlich Typisierungsergebnissen, und 
j) erkennbare Zugehörigkeit zu einer Erkrankungshäufung, 

2 

3 

. Name, Anschrift und weitere Kontaktdaten des Einsenders und 

. Name, Anschrift und weitere Kontaktdaten sowie die lebenslange Arztnummer (LANR) und 
die Betriebsstättennummer (BSNR) des Meldenden sowie Zuordnungsmerkmale für weitere 
Untersuchungen. 

Der Einsender hat den Meldenden bei dessen Angaben nach Satz 1 zu unterstützen und diese 
Angaben gegebenenfalls zu vervollständigen. Bei einer Untersuchung auf Hepatitis C hat der 

Einsender dem Meldenden mitzuteilen, ob ihm eine chronische Hepatitis C bei der betroffenen 
Person bekannt ist. 

(3) Die namentliche Meldung muss unverzüglich erfolgen und dem zuständigen 
Gesundheitsamt nach Absatz4 spätestens 24 Stunden, nachdem der Meldende Kenntnis 

erlangt hat, vorliegen. Eine Meldung darf wegen einzelner fehlender Angaben nicht verzögert 
werden. Die Nachmeldung oder Korrektur von Angaben hat unverzüglich nach deren Vorliegen 
an das Gesundheitsamt zu erfolgen, das die ursprüngliche Meldung erhalten hat. Das 
Gesundheitsamt ist befugt, von dem Meldenden Auskunft über Angaben zu verlangen, die die 
Meldung zu enthalten hat. Der Meldende hat dem Gesundheitsamt unverzüglich anzugeben, 
wenn sich eine Verdachtsmeldung nicht bestätigt hat. 

(4) Meldungen nach den Absätzen 1 und 2 haben an das Gesundheitsamt zu erfolgen, in 
dessen Bezirk sich die betroffene Person derzeitig aufhält oder zuletzt aufhielt. Sofern die 
betroffene Person in einer Einrichtung gemäß Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe h betreut oder 

untergebracht ist, haben Meldungen nach Absatz 1 an das Gesundheitsamt zu erfolgen, in 
dessen Bezirk sich die Einrichtung befindet. Abweichend von Satz 1 haben Meldungen nach 
Absatz 2 an das Gesundheitsamt zu erfolgen, in dessen Bezirk die Einsender ihren Sitz haben, 
wenn den Einsendern keine Angaben zum Aufenthalt der betroffenen Person vorliegen. 

(5) Die verarbeiteten Daten zu meldepflichtigen Krankheiten und Nachweisen von 

Krankheitserregern werden jeweils fallbezogen mit den Daten der zu diesem Fall geführten 
Ermittlungen und getroffenen Maßnahmen sowie mit den daraus gewonnenen Erkenntnissen 
auch an das Gesundheitsamt übermittelt, 

1 . in dessen Bezirk die betroffene Person ihre Hauptwohnung hat oder zuletzt hatte oder 

2 . in dessen Bezirk sich die betroffene Person gewöhnlich aufhält, falls ein Hauptwohnsitz 
nicht feststellbar ist oder falls die betroffene Person sich dort gewöhnlich nicht aufhält. 

(6) Die verarbeiteten Daten zu meldepflichtigen Krankheiten und Nachweisen von 
Krankheitserregern werden jeweils fallbezogen mit den Daten der zu diesem Fall geführten 
Ermittlungen und getroffenen Maßnahmen sowie mit den daraus gewonnenen Erkenntnissen 
auch an die zuständigen Stellen der Bundeswehr übermittelt, sofern die betroffene Person 
einer Personengruppe im Sinne des § 54a Absatz 1 Nummer 1 bis 5 angehört. 
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4 . Abschnitt 

Verhütung übertragbarer Krankheiten 

17 Besondere Maßnahmen zur Verhütung übertragbarer Krankheiten, § 
Verordnungsermächtigung 

(1) Wenn Gegenstände mit meldepflichtigen Krankheitserregern behaftet sind oder wenn das 
anzunehmen ist und dadurch eine Verbreitung der Krankheit zu befürchten ist, hat die 
zuständige Behörde die notwendigen Maßnahmen zur Abwendung der hierdurch drohenden 
Gefahren zu treffen. Wenn andere Maßnahmen nichtausreichen, kann die Vernichtung von 

Gegenständen angeordnet werden. Sie kann auch angeordnet werden, wenn andere 
Maßnahmen im Verhältnis zum Wert der Gegenstände zu kostspielig sind, es sei denn, dass 
derjenige, der ein Recht an diesem Gegenstand oder die tatsächliche Gewalt darüber hat, 
widerspricht und auch die höheren Kosten übernimmt. Müssen Gegenstände entseucht 
(desinfiziert), von Gesundheitsschädlingen befreit oder vernichtet werden, so kann ihre 
Benutzung und die Benutzung der Räume und Grundstücke, in denen oder auf denen sie sich 
befinden, untersagt werden, bis die Maßnahme durchgeführt ist. 

(2) Wenn Gesundheitsschädlinge festgestellt werden und die Gefahr begründet ist, dass durch 
sie Krankheitserreger verbreitet werden, so hat die zuständige Behörde die zu ihrer 
Bekämpfung erforderlichen Maßnahmen anzuordnen. Die Bekämpfung umfasst Maßnahmen 
gegen das Auftreten, die Vermehrung und Verbreitung sowie zur Vernichtung von 
Gesundheitsschädlingen. 

(3) Erfordert die Durchführung einer Maßnahme nach den Absätzen 1 und 2 besondere 
Sachkunde, so kann die zuständige Behörde anordnen, dass der Verpflichtete damit geeignete 

Fachkräfte beauftragt. Die zuständige Behörde kann selbst geeignete Fachkräfte mit der 
Durchführung beauftragen, wenn das zur wirksamen Bekämpfung der übertragbaren 
Krankheiten oder Krankheitserreger oder der Gesundheitsschädlinge notwendig ist und der 
Verpflichtete diese Maßnahme nicht durchführen kann oder einer Anordnung nach Satz 1 
nichtnachkommt oder nach seinem bisherigen Verhalten anzunehmen ist, dass er einer 
Anordnung nach Satz 1 nichtrechtzeitig nachkommen wird. Wer ein Recht an dem Gegenstand 
oder die tatsächliche Gewalt darüber hat,muss die Durchführung der Maßnahme dulden. 

(4) Die Landesregierungen werden ermächtigt, unter den nach § 16 sowie nach Absatz 1 
maßgebenden Voraussetzungen durch Rechtsverordnung entsprechende Gebote und 
Verbote zur Verhütung übertragbarer Krankheiten zu erlassen. Sie können die Ermächtigung 
durch Rechtsverordnung auf andere Stellen übertragen. 

(5) Die Landesregierungen können zur Verhütung und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten 
Rechtsverordnungen über die Feststellung und die Bekämpfung von Gesundheitsschädlingen, 
Krätzmilben und Kopfläusen erlassen. Sie können die Ermächtigung durch Rechtsverordnung 
auf andere Stellen übertragen. Die Rechtsverordnungen können insbesondere Bestimmungen 
treffen über1. die Verpflichtung der Eigentümer von Gegenständen, der Nutzungsberechtigten 
oder der Inhaber der tatsächlichen Gewalt an Gegenständen sowie der zur Unterhaltung von 
Gegenständen Verpflichteten, 

a) den Befall mit Gesundheitsschädlingen festzustellen oder feststellen zu lassen und der 
zuständigen Behörde anzuzeigen, 

b) Gesundheitsschädlinge zu bekämpfen oder bekämpfen zu lassen, 
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2 . die Befugnis und die Verpflichtung der Gemeinden oder der Gemeindeverbände, 
Gesundheitsschädlinge, auch am Menschen, festzustellen, zu bekämpfen und das Ergebnis 
der Bekämpfung festzustellen. 

3 . die Feststellung und Bekämpfung, insbesondere über 

a) die Art und den Umfang der Bekämpfung, 

b) den Einsatz von Fachkräften, 

c) die zulässigen Bekämpfungsmittel und -verfahren, 

d) die Minimierung von Rückständen und die Beseitigung von Bekämpfungsmitteln und 

e) die Verpflichtung, Abschluss und Ergebnis der Bekämpfung der zuständigen Behörde 
mitzuteilen und das Ergebnis durch Fachkräfte feststellen zu lassen, 

4 . die Mitwirkungs- und Duldungspflichten, insbesondere im Sinne des § 16 Abs. 2, die den in 
Nummer 1genannten Personen obliegen. 

(6) § 16 Abs. 5 bis 8 gilt entsprechend. 

(7) Die Grundrechte der Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz), der 
Freizügigkeit (Artikel 11Abs. 1 Grundgesetz), der Versammlungsfreiheit (Artikel 8 
Grundgesetz) und der Unverletzlichkeit der Wohnung(Artikel 13 Abs. 1 Grundgesetz) werden 
im Rahmen der Absätze 1 bis 5 eingeschränkt 

§ 18 Behördlich angeordnete Maßnahmen zur Desinfektion und zur Bekämpfung von 
Gesundheitsschädlingen, Krätzmilben und Kopfläusen; Verordnungser-mächtigungen 

(1) Zum Schutz des Menschen vor übertragbaren Krankheiten dürfen bei behördlich 
angeordneten Maßnahmen zur 

1 

2 

. Desinfektion und 

. Bekämpfung von Gesundheitsschädlingen, Krätzmilben oder Kopfläusen 

nur Mittel und Verfahren verwendet werden, die von der zuständigen Bundesoberbehörde 
anerkannt worden sind. Bei Maßnahmen nach Satz 1 Nummer 2 kann die anordnende 
Behörde mit Zustimmung der zuständigen Bundesoberbehörde zulassen, dass andere Mittel 
oder Verfahren als die behördlich anerkannten verwendet werden. 

[ …] 

20 Schutzimpfungen und andere Maßnahmen der spezifischen Prophylaxe § 

(1) Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, die obersten Landes- 
gesundheitsbehörden und die von ihnen beauftragten Stellen sowie die Gesundheitsämter 
informieren die Bevölkerung zielgruppenspezifisch über die Bedeutung von Schutzimpfungen 

und andere Maßnahmen der spezifischen Prophylaxe übertragbarer Krankheiten. Bei der 
Information der Bevölkerung soll die vorhandene Evidenz zu bestehenden Impflücken 
berücksichtigt werden. 

(2) Beim Robert Koch-Institut wird eine Ständige Impfkommission eingerichtet. Die 
Kommission gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Zustimmung des Bundesministeriums 
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für Gesundheit bedarf. Die Kommission gibt Empfehlungen zur Durchführung von 
Schutzimpfungen und zur Durchführung anderer Maßnahmen der spezifischen Prophylaxe 
übertragbarer Krankheiten und entwickelt Kriterien zur Abgrenzung einer üblichen 

Impfreaktion und einer über das übliche Ausmaß einer Impfreaktion hinausgehenden 
gesundheitlichen Schädigung. Die Mitglieder der Kommission werden vom Bundesministerium 
für Gesundheit im Benehmen mit den obersten Landesgesundheitsbehörden berufen. 
Vertreter des Bundesministeriums für Gesundheit, der obersten Landesgesundheitsbehörden, 
des Robert Koch-Institutes und des Paul-Ehrlich-Institutes nehmen mit beratender Stimme an 
den Sitzungen teil. Weitere Vertreter von Bundesbehörden können daran teilnehmen. Die 
Empfehlungen der Kommission werden von dem Robert Koch-Institut den obersten 
Landesgesundheitsbehörden übermittelt und anschließend veröffentlicht. 

(2a) 1 Empfehlungen der Ständigen Impfkommission zur Durchführung von Schutzimpfungen 
gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 haben sich insbesondere an folgenden Impfzielen 
auszurichten: 

1 

2 

3 

. Reduktion schwerer oder tödlicher Krankheitsverläufe, 

. Unterbindung einer Transmission des Coronavirus SARS-CoV-2, 

. Schutz von Personen mit besonders hohem Risiko für einen schweren oder tödlichen 
Krankheitsverlauf, 

4 . Schutz von Personen mit besonders hohem behinderungs-, tätigkeits- oder 
aufenthaltsbedingtem Infektionsrisiko, 

5 . Aufrechterhaltung zentraler staatlicher Funktionen, von Kritischen Infrastrukturen, von 
zentralen Bereichen der Daseinsvorsorge und des öffentlichen Lebens. 

2 Die auf Grund des § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 Buchstabe f sowie des § 20i Absatz 3 
Satz 2 Nummer 1 Buchstabe a, auch in Verbindung mit Nummer 2, des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch erlassenen Rechtsverordnungen haben sich an den in Satz 1 genannten 
Impfzielen im Fall beschränkter Verfügbarkeit von Impfstoffen bei notwendigen Priorisierungen 
auszurichten. 

(3) Die obersten Landesgesundheitsbehörden sollen öffentliche Empfehlungen für 
Schutzimpfungen oder andere Maßnahmen der spezifischen Prophylaxe auf der Grundlage 
der jeweiligen Empfehlungen der Ständigen Impfkommission aussprechen. 

(4) Zur Durchführung von Schutzimpfungen ist jeder Arzt berechtigt. Fachärzte dürfen 
Schutzimpfungen unabhängig von den Grenzen der Ausübung ihrer fachärztlichen Tätigkeit 

durchführen. Die Berechtigung zur Durchführung von Schutzimpfungen nach anderen 
bundesrechtlichen Vorschriften bleibt unberührt. 

(5) Die obersten Landesgesundheitsbehörden können bestimmen, dass die 
Gesundheitsämter unentgeltlich Schutzimpfungen oder andere Maßnahmen der spezifischen 
Prophylaxe gegen bestimmte übertragbare Krankheiten durchführen. Die zuständigen 
Behörden können mit den Maßnahmen nach Satz 1 Dritte beauftragen. Soweit die von der 
Maßnahme betroffene Person gegen einen anderen Kostenträger einen Anspruch auf 
entsprechende Leistungen hat oder einen Anspruch auf Erstattung der Aufwendungen für 
entsprechende Leistungen hätte, ist dieser zur Tragung der Sachkosten verpflichtet. Wenn 
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Dritte nach Satz 2 beauftragt wurden, ist der andere Kostenträger auch zur Tragung dieser 
Kosten verpflichtet, soweit diese angemessen sind. 

(6) Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates anzuordnen, dass bedrohte Teile der Bevölkerung an 
Schutzimpfungen oder anderen Maßnahmen der spezifischen Prophylaxe teilzunehmen 
haben, wenn eine übertragbare Krankheit mit klinisch schweren Verlaufsformen auftritt und mit 
ihrer epidemischen Verbreitung zu rechnen ist. Personen, die auf Grund einer medizinischen 
Kontraindikation nicht an Schutzimpfungen oder an anderen Maßnahmen der spezifischen 

Prophylaxe teilnehmen können, können durch Rechtsverordnung nach Satz 1 nicht zu einer 
Teilnahme an Schutzimpfungen oder an anderen Maßnahmen der spezifischen Prophylaxe 
verpflichtet werden. § 15 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(7) Solange das Bundesministerium für Gesundheit von der Ermächtigung nach Absatz 6 
keinen Gebrauch macht, sind die Landesregierungen zum Erlass einer Rechtsverordnung 
nach Absatz 6 ermächtigt. Die Landesregierungen können die Ermächtigung durch 
Rechtsverordnung auf die obersten Landesgesundheitsbehörden übertragen. 

(8) Folgende Personen, die nach dem 31. Dezember 1970 geboren sind, müssen entweder 
einen nach den Maßgaben von Satz 2 ausreichenden Impfschutz gegen Masern oder ab der 
Vollendung des ersten Lebensjahreseine Immunität gegen Masern aufweisen: 

1 

2 

. Personen, die in einer Gemeinschaftseinrichtung nach § 33 Nummer 1 bis 3 betreut werden, 

. Personen, die bereits vier Wochen 

a) in einer Gemeinschaftseinrichtung nach § 33 Nummer 4 betreut werden oder 

b) in einer Einrichtung nach § 36 Absatz 1 Nummer 4 untergebracht sind, und 

. Personen, die in Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder § 36 3 
Absatz 1 Nummer 4 Tätigkeiten ausüben. 

Ein ausreichender Impfschutz gegen Masern besteht, wenn ab der Vollendung des ersten 
Lebensjahres mindestens eine Schutzimpfung und ab der Vollendung des zweiten 
Lebensjahres mindestens zwei Schutzimpfungen gegen Masern bei der betroffenen Person 
durchgeführt wurden. Satz 1 gilt auch, wenn zur Erlangung von Impfschutz gegen Masern 
ausschließlich Kombinationsimpfstoffe zur Verfügung stehen, die auch Impfstoffkomponenten 
gegen andere Krankheiten enthalten. Satz 1 gilt nicht für Personen, die aufgrund einer 
medizinischen Kontraindikation nicht geimpft werden können. 

(9) Personen, die in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 1 bis 3 betreut werden 
sollen oder in Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder § 36 Absatz 
1 Nummer 4 tätig werden sollen, haben der Leitung der jeweiligen Einrichtung vor Beginn ihrer 
Betreuung oder ihrer Tätigkeit folgenden Nachweis vorzulegen: 

1 . eine Impfdokumentation nach § 22 Absatz 1 und 2 oder ein ärztliches Zeugnis, auch in Form 
einer Dokumentation nach § 26 Absatz 2 Satz 4 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch, 
darüber, dass bei ihnen ein nach den Maßgaben von Absatz 8 Satz 2 ausreichender 
Impfschutz gegen Masern besteht, 

2 . ein ärztliches Zeugnis darüber, dass bei ihnen eine Immunität gegen Masern vorliegt oder 
sie aufgrund einer medizinischen Kontraindikation nicht geimpft werden können oder 
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3 . eine Bestätigung einer staatlichen Stelle oder der Leitung einer anderen in Absatz 8 Satz 1 
genannten Einrichtung darüber, dass ein Nachweis nach Nummer 1 oder Nummer 2 bereits 
vorgelegen hat. 

Die oberste Landesgesundheitsbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle kann bestimmen, 
dass der Nachweisnach Satz 1 nicht der Leitung der jeweiligen Einrichtung, sondern dem 
Gesundheitsamt oder einer anderen staatlichen Stelle gegenüber zu erbringen ist. Die 
Behörde, die für die Erteilung der Erlaubnis nach § 43 Absatz 1 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch zuständig ist, kann bestimmen, dass vor dem Beginn der Tätigkeit im 

Rahmen der Kindertagespflege der Nachweis nach Satz 1 ihr gegenüber zu erbringen ist. 
Wenn der Nachweisnach Satz 1 von einer Person, die aufgrund einer nach Satz 8 
zugelassenen Ausnahme oder nach Satz 9 in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 
1 
3 

bis 3 betreut oder in Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder § 
6 Absatz 1 Nummer 4 beschäftigt oder tätig werden darf, nicht vorgelegt wird oder wenn sich 

ergibt, dass ein Impfschutz gegen Masern erst zu einem späteren Zeitpunkt möglich ist 
odervervollständigt werden kann, hat 

1 

2 

. die Leitung der jeweiligen Einrichtung oder 

. die andere Stelle nach Satz 2 oder Satz 3 

unverzüglich das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die Einrichtung befindet, darüber zu 
benachrichtigen und dem Gesundheitsamt personenbezogene Angaben zu übermitteln. Eine 
Benachrichtigungspflicht besteht nicht, wenn der Leitung der jeweiligen Einrichtung oder der 
anderen Stelle nach Satz 2 oder Satz 3 bekannt ist, dass das Gesundheitsamt über den Fall 
bereits informiert ist. Eine Person, die ab der Vollendung des ersten Lebensjahres keinen 
Nachweis nach Satz 1 vorlegt, darf nicht in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer1 
bis 3 betreut oder in Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder § 36 
Absatz 1 Nummer4 beschäftigt werden. Eine Person, die über keinen Nachweis nach Satz 1 
verfügt oder diesen nicht vorlegt, darf in Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 
Nummer 1 bis 4 oder § 36 Absatz 1 Nummer 4 nicht tätig werden. Die oberste 
Landesgesundheitsbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle kann allgemeine Ausnahmen 

von den Sätzen 6 und 7 zulassen, wenn das Paul-Ehrlich-Institut auf seiner Internetseite einen 
Lieferengpass zu allen Impfstoffen mit einer Masernkomponente, die für das Inverkehrbringen 
in Deutschland zugelassen oder genehmigt sind, bekannt gemacht hat; parallel importierte und 
parallel vertriebene Impfstoffe mit einer Masernkomponente bleiben unberücksichtigt. Eine 
Person, die einer gesetzlichen Schulpflicht unterliegt, darf in Abweichung von Satz 6 in 
Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 3 betreut werden. 

(10) Personen, die am 1. März 2020 bereits in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 
1 bis 3 betreut werden oder in Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 
oder § 36 Absatz 1 Nummer 4 tätig sind, haben der Leitung der jeweiligen Einrichtung einen 
Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 bis zum Ablauf des 31. Dezember 2021 vorzulegen. Absatz 9 
Satz 2 bis 5 findet mit der Maßgabe entsprechende Anwendung, dass eine Benachrichtigung 
des zuständigen Gesundheitsamtes und eine Übermittlung personenbezogener Angabe 

nimmer zu erfolgen hat, wenn der Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 nicht bis zum Ablauf des 
3 1. Dezember 2021 vorgelegt wird. 

(11) Personen, die bereits vier Wochen in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 4 
betreut werden oder in Einrichtungen nach § 36 Absatz 1 Nummer 4 untergebracht sind, haben 
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der Leitung der jeweiligen Einrichtung einen Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 wie folgt 
vorzulegen: 

1 . innerhalb von vier weiteren Wochen oder, 

2 . wenn sie am 1. März 2020 bereits betreut werden oder untergebracht sind, bis zum Ablauf 
des 31. Dezember 2021. 

Absatz 9 Satz 2, 4 und 5 findet mit der Maßgabe entsprechende Anwendung, dass eine 
Benachrichtigung 
personenbezogener Angaben immer zu erfolgen hat, wenn der Nachweis nach Absatz 9 Satz 

nicht bis zu dem in Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 genannten Zeitpunkt vorgelegt wird. 

deszuständigen Gesundheitsamtes und eine Übermittlung 

1 

(12) Folgende Personen haben dem Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die jeweilige 
Einrichtung befindet, auf Anforderung einen Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 vorzulegen: 

1 

2 

. Personen, die in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 1 bis 3 betreut werden, 

. Personen, die bereits acht Wochen 

a) in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 4 betreut werden oder 

b) in Einrichtungen nach § 36 Absatz 1 Nummer 4 untergebracht sind, und 

. Personen, die in Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder § 36 3 
Absatz 1 Nummer 4 tätig sind. 

Wenn der Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 nicht innerhalb einer angemessenen Frist vorgelegt 
wird oder sich aus dem Nachweis ergibt, dass ein Impfschutz gegen Masern erst zu einem 
späteren Zeitpunkt möglich ist odervervollständigt werden kann, kann das Gesundheitsamt die 
zur Vorlage des Nachweises verpflichtete Person zu einer Beratung laden und hat diese zu 
einer Vervollständigung des Impfschutzes gegen Masern aufzufordern. Das Gesundheitsamt 
kann einer Person, die trotz der Anforderung nach Satz 1 keinen Nachweis innerhalbeiner 
angemessenen Frist vorlegt, untersagen, dass sie die dem Betrieb einer in Absatz 8 Satz 1 

genannten Einrichtung dienenden Räume betritt oder in einer solchen Einrichtung tätig wird. 
Einer Person, die einer gesetzlichen Schulpflicht unterliegt, kann in Abweichung von Satz 3 
nicht untersagt werden, die dem Betrieb einer Einrichtung nach § 33 Nummer 3 dienenden 
Räume zu betreten. Einer Person, die einer gesetzlichen Unterbringungspflicht unterliegt, kann 
in Abweichung von Satz 3 nicht untersagt werden, die dem Betrieb einer 
Gemeinschaftseinrichtung nach § 33 Nummer 4 oder einer Einrichtung nach § 36 Absatz 1 
Nummer 4 dienenden Räume zu betreten. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen ein vom 
Gesundheitsamt nach Satz 3 erteiltes Verbot haben keine aufschiebende Wirkung. 

(13) Wenn eine nach den Absätzen 9 bis 12 verpflichtete Person minderjährig ist, so hat 
derjenige für die Einhaltung der diese Person nach den Absätzen 9 bis 12 treffenden 
Verpflichtungen zu sorgen, dem die Sorge für diese Person zusteht. Die gleiche Verpflichtung 

trifft den Betreuer einer von Verpflichtungen nach den Absätzen 9 bis 12 betroffenen Person, 
soweit die Erfüllung dieser Verpflichtungen zu seinem Aufgabenkreis gehört. 

(14) Durch die Absätze 6 bis 12 wird das Grundrecht der körperlichen Unversehrtheit (Artikel 
2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes) eingeschränkt. 

§ 22 Impfdokumentation 
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(1) Die zur Durchführung von Schutzimpfungen berechtigte Person hat jede Schutzimpfung 
unverzüglich in einem Impfausweis oder, falls der Impfausweis nicht vorgelegt wird, in einer 
Impfbescheinigung zu dokumentieren (Impfdokumentation). 

(2) Die Impfdokumentation muss zu jeder Schutzimpfung folgende Angaben enthalten: 

1 

2 

3 

4 

. Datum der Schutzimpfung, 

. Bezeichnung und Chargenbezeichnung des Impfstoffes, 

. Name der Krankheit, gegen die geimpft wurde, 

. Name und Anschrift der für die Durchführung der Schutzimpfung verantwortlichen Person 
sowie 

5 . Bestätigung in Schriftform oder in elektronischer Form mit einer qualifizierten elektronischen 
Signatur oder einem qualifizierten elektronischen Siegel durch die für die Durchführung der 
Schutzimpfung verantwortliche Person. 

Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne 
Zustimmung des Bundesrates festzulegen, dass abweichend von Satz 1 Nummer 5 die 
Bestätigung in elektronischer Form auch mit einem fortgeschrittenen elektronischen Siegel 
erfolgen kann, wenn das Siegel der zur Durchführung der Schutzimpfung verantwortlichen 
Person eindeutig zugeordnet werden kann. Bei Nachtragungen in einen Impfausweis kann 
jeder Arzt die Bestätigung nach Satz 1 Nummer 5 vornehmen oder hat das zuständige 
Gesundheitsamt die Bestätigung nach Satz 1 Nummer 5 vorzunehmen, wenn dem Arzt oder 
dem Gesundheitsamt eine frühere Impfdokumentation über die nachzutragende 
Schutzimpfung vorgelegt wird. 

(3) In der Impfdokumentation ist hinzuweisen auf 

1 

2 

. das zweckmäßige Verhalten bei ungewöhnlichen Impfreaktionen, 

. die sich gegebenenfalls aus den §§ 60 bis 64 ergebenden Ansprüche bei Eintritt eines 
Impfschadens sowie 

3 . Stellen, bei denen die sich aus einem Impfschaden ergebenden Ansprüche geltend gemacht 
werden können. 

(4) In der Impfdokumentation ist über notwendige Folge- und Auffrischimpfungen mit 
Terminvorschlägen zu informieren, so dass die geimpfte Person diese rechtzeitig wahrnehmen 
kann. 

§ 23a Personenbezogene Daten über den Impf- und Serostatus von Beschäftigten 

Soweit es zur Erfüllung von Verpflichtungen aus § 23 Absatz 3 in Bezug auf übertragbare 
Krankheiten erforderlich ist, darf der Arbeitgeber personenbezogene Daten eines 
Beschäftigten über dessen Impf- und Serostatus verarbeiten, um über die Begründung eines 
Beschäftigungsverhältnisses oder über die Art und Weise einer Beschäftigung zu entscheiden. 
Dies gilt nicht in Bezug auf übertragbare Krankheiten, die im Rahmen einer leitliniengerechten 
Behandlung nach dem Stand der medizinischen Wissenschaft nicht mehr übertragen werden 
können. Im Übrigen gelten die Bestimmungen des allgemeinen Datenschutzrechts 

5 . Abschnitt 

Bekämpfung übertragbarer Krankheiten 

§ 28 Schutzmaßnahmen 
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(1) Werden Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider 
festgestellt oder ergibt sich, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder 
Ausscheider war, so trifft die zuständige Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen, 
insbesondere die in den §§ 29 bis 31 genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der 
Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist; sie kann insbesondere Personen 
verpflichten, den Ort, an dem sie sich befinden, nicht oder nur unter bestimmten Bedingungen 
zu verlassen oder von ihr bestimmte Orte oder öffentliche Orte nicht oder nur unter bestimmten 
Bedingungen zu betreten. Unter den Voraussetzungen von Satz 1 kann die zuständige 
Behörde Veranstaltungen oder sonstige Ansammlungen von Menschen beschränken oder 
verbieten und Badeanstalten oder in § 33 genannte Gemeinschaftseinrichtungen oder Teile 
davon schließen. Eine Heilbehandlung darf nicht angeordnet werden. Die Grundrechte der 
Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes), der Versammlungsfreiheit 
(Artikel 8 des Grundgesetzes), der Freizügigkeit (Artikel 11 Absatz 1 des Grundgesetzes) und 
der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 des Grundgesetzes) werden insoweit 
eingeschränkt. 

(2) Wird festgestellt, dass eine Person in einer Gemeinschaftseinrichtung an Masern erkrankt, 
dessen verdächtig oder ansteckungsverdächtig ist, kann die zuständige Behörde Personen, 
die weder einen Impfschutz, der den Empfehlungen der Ständigen Impfkommission entspricht, 
noch eine Immunität gegen Masern durch ärztliches Zeugnis nachweisen können, die in § 34 
Absatz 1 Satz 1 und 2 genannten Verbote erteilen, bis eine Weiterverbreitung der Krankheit in 
der Gemeinschaftseinrichtung nicht mehr zu befürchten ist. 

(3) Für Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 gilt § 16 Abs. 5 bis 8, für ihre Überwachung 
außerdem § 16 Abs. 2 entsprechend. 

§ 28a Besondere Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung der 
Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) 

(1) Notwendige Schutzmaßnahmen im Sinne des § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 zur Verhinderung 
der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) können für die Dauer der 
Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite nach § 5 Absatz 1 Satz 1 
durch den Deutschen Bundestag insbesondere sein 

1 

2 

3 

4 

. Anordnung eines Abstandsgebots im öffentlichen Raum, 

. Verpflichtung zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung (Maskenpflicht), 

. Ausgangs- oder Kontaktbeschränkungen im privaten sowie im öffentlichen Raum, 

. Verpflichtung zur Erstellung und Anwendung von Hygienekonzepten für Betriebe, 
Einrichtungen oder Angebote mit Publikumsverkehr, 

5 . Untersagung oder Beschränkung von Freizeitveranstaltungen und ähnlichen 
Veranstaltungen, 

6 . Untersagung oder Beschränkung des Betriebs von Einrichtungen, die der Freizeitgestaltung 
zuzurechnen sind, 

7 . Untersagung oder Beschränkung von Kulturveranstaltungen oder des Betriebs von 
Kultureinrichtungen, 

8 . Untersagung oder Beschränkung von Sportveranstaltungen und der Sportausübung, 

9 . umfassendes oder auf bestimmte Zeiten beschränktes Verbot der Alkoholabgabe oder des 
Alkoholkonsums auf bestimmten öffentlichen Plätzen oder in bestimmten öffentlich 
zugänglichen Einrichtungen, 
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1 0. Untersagung von oder Erteilung von Auflagen für das Abhalten von Veranstaltungen, 
Ansammlungen, Aufzügen, Versammlungen sowie religiösen oder weltanschaulichen 
Zusammenkünften, 

1 1. Untersagung oder Beschränkung von Reisen; dies gilt insbesondere für touristische 
Reisen, 

1 

1 

1 

1 

2. Untersagung oder Beschränkung von Übernachtungsangeboten, 

3. Untersagung oder Beschränkung des Betriebs von gastronomischen Einrichtungen, 

4. Schließung oder Beschränkung von Betrieben, Gewerben, Einzel- oder Großhandel, 

5. Untersagung oder Beschränkung des Betretens oder des Besuchs von Einrichtungen des 
Gesundheits-oder Sozialwesens, 

1 6. Schließung von Gemeinschaftseinrichtungen im Sinne von § 33, Hochschulen, 
außerschulischen Einrichtungen der Erwachsenenbildung oder ähnlichen Einrichtungen oder 
Erteilung von Auflagen für die Fortführung ihres Betriebs oder 

1 7. Anordnung der Verarbeitung der Kontaktdaten von Kunden, Gästen oder 
Veranstaltungsteilnehmern, um nach Auftreten einer Infektion mit dem Coronavirus SARS- 
CoV-2 mögliche Infektionsketten nachverfolgen und unterbrechen zu können. 

(2) Die Anordnung der folgenden Schutzmaßnahmen nach Absatz 1 in Verbindung mit § 28 
Absatz 1 ist nur zulässig, soweit auch bei Berücksichtigung aller bisher getroffenen anderen 
Schutzmaßnahmen eine wirksame Eindämmung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit- 
2 019 (COVID-19) erheblich gefährdet wäre:1. Untersagung von Versammlungen oder 
Aufzügen im Sinne von Artikel 8 des Grundgesetzes und von religiösen oder 
weltanschaulichen Zusammenkünften nach Absatz 1 Nummer 10, 

2 . Anordnung einer Ausgangsbeschränkung nach Absatz 1 Nummer 3, nach der das 
Verlassen des privaten Wohnbereichs nur zu bestimmten Zeiten oder zu bestimmten Zwecken 
zulässig ist, und 

3 . Untersagung des Betretens oder des Besuchs von Einrichtungen im Sinne von Absatz 1 
Nummer 15, wie zum Beispiel Alten- oder Pflegeheimen, Einrichtungen der Behindertenhilfe, 
Entbindungseinrichtungen oder Krankenhäusern für enge Angehörige von dort behandelten, 
gepflegten oder betreuten Personen. 

Schutzmaßnahmen nach Absatz 1 Nummer 15 dürfen nicht zur vollständigen Isolation von 
einzelnen Personen oder Gruppen führen; ein Mindestmaß an sozialen Kontakten muss 
gewährleistet bleiben. 

(3) Entscheidungen über Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung der 
Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) nach Absatz 1 in Verbindung mit § 28 Absatz 1, nach 
§ 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 und den§§ 29 bis 32 sind insbesondere an dem Schutz von Leben 
und Gesundheit und der Funktionsfähigkeit des Gesundheitssystems auszurichten; dabei sind 
absehbare Änderungen des Infektionsgeschehens durch ansteckendere, das 
Gesundheitssystem stärker belastende Virusvarianten zu berücksichtigen. 

Die Schutzmaßnahmen sollen unter Berücksichtigung des jeweiligen Infektionsgeschehens 
regional bezogen auf die Ebene der Landkreise, Bezirke oder kreisfreien Städte an den 
Schwellenwerten nach Maßgabe der Sätze 4 bis 12 ausgerichtet werden, soweit 
Infektionsgeschehen innerhalb eines Landes nicht regional übergreifend oder gleichgelagert 
sind. Die Länder Berlin und die Freie und Hansestadt Hamburg gelten als kreisfreie Städte im 
Sinne des Satzes 2. Maßstab für die zu ergreifenden Schutzmaßnahmen ist insbesondere die 
Anzahl der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 je100 000 Einwohnern 
innerhalb von sieben Tagen. Bei Überschreitung eines Schwellenwertes von über 
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5 0Neuinfektionen je 100 000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen sind umfassende 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen, die eine effektive Eindämmung des Infektionsgeschehens 
erwarten lassen. Bei Überschreitung eines Schwellenwertes von über 35 Neuinfektionen je 
1 00 000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen sind breit angelegte Schutzmaßnahmen zu 
ergreifen, die eine schnelle Abschwächung des Infektionsgeschehenserwarten lassen. 
Unterhalb eines Schwellenwertes von 35 Neuinfektionen je 100 000 Einwohner innerhalb von 
sieben Tagen kommen insbesondere Schutzmaßnahmen in Betracht, die die Kontrolle des 
Infektionsgeschehens unterstützen. Vor dem Überschreiten eines Schwellenwertes sind die in 
Bezug auf den jeweiligen Schwellenwertgenannten Schutzmaßnahmen insbesondere bereits 
dann angezeigt, wenn die Infektionsdynamik eine Überschreitung des jeweiligen 
Schwellenwertes in absehbarer Zeit wahrscheinlich macht oder wenn einer Verbreitung von 
Virusvarianten im Sinne von Satz 1 entgegengewirkt werden soll. Bei einer bundesweiten 
Überschreitung eines Schwellenwertes von über 50 Neuinfektionen je 100 000 Einwohner 
innerhalb von sieben Tagen sind bundesweit abgestimmte umfassende, auf eine effektive 
Eindämmung des Infektionsgeschehensabzielende Schutzmaßnahmen anzustreben. Bei 
einer landesweiten Überschreitung eines Schwellenwertes von über 50 Neuinfektionen je 100 
0 00 Einwohner innerhalb von sieben Tagen sind landesweit abgestimmte umfassende, auf 
eine effektive Eindämmung des Infektionsgeschehens abzielende 
Schutzmaßnahmenanzustreben. Nach Unterschreitung eines in den Sätzen 5 und 6 
genannten Schwellenwertes können die in Bezug auf den jeweiligen Schwellenwert genannten 
Schutzmaßnahmen aufrechterhalten werden, soweit und solange dies zur Verhinderung der 
Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) erforderlich ist. Bei der Prüfung der 
Aufhebung oder Einschränkung der Schutzmaßnahmen nach den Sätzen 9 bis 11 sind 
insbesondere auch die Anzahl der gegen COVID-19 geimpften Personen und die 
zeitabhängige Reproduktionszahl zu berücksichtigen. Die in den Landkreisen, Bezirken oder 
kreisfreien Städten auftretenden Inzidenzen werden zur Bestimmung des nach diesem Absatz 
jeweils maßgeblichen Schwellenwertes durch das Robert Koch-Institut im Rahmen der 
laufenden Fallzahlenberichterstattung auf dem RKI-Dashboard unter der Adresse 
http://corona.rki.de im Internetveröffentlicht. 

(4) Im Rahmen der Kontaktdatenerhebung nach Absatz 1 Nummer 17 dürfen von den 
Verantwortlichen nur personenbezogene Angaben sowie Angaben zum Zeitraum und zum Ort 
des Aufenthaltes erhoben und verarbeitet werden, soweit dies zur Nachverfolgung von 
Kontaktpersonen zwingend notwendig ist. Die Verantwortlichen haben sicherzustellen, dass 
eine Kenntnisnahme der erfassten Daten durch Unbefugte ausgeschlossen ist. Die Daten 
dürfen nicht zu einem anderen Zweck als der Aushändigung auf Anforderung an die nach 
Landesrecht für die Erhebung der Daten zuständigen Stellen verwendet werden und sind vier 
Wochen nach Erhebung zu löschen. Die zuständigen Stellen nach Satz 3 sind berechtigt, die 
erhobenen Datenanzufordern, soweit dies zur Kontaktnachverfolgung nach § 25 Absatz 1 
erforderlich ist. Die Verantwortlichen nach Satz 1 sind in diesen Fällen verpflichtet, den 
zuständigen Stellen nach Satz 3 die erhobenen Daten zu übermitteln. Eine Weitergabe der 
übermittelten Daten durch die zuständigen Stellen nach Satz 3 oder eine Weiterverwendung 
durch diese zu anderen Zwecken als der Kontaktnachverfolgung ist ausgeschlossen. Die den 
zuständigen Stellen nach Satz 3 übermittelten Daten sind von diesen unverzüglich irreversibel 
zu löschen, sobald die Daten für die Kontaktnachverfolgung nicht mehr benötigt werden. 

(5) Rechtsverordnungen, die nach § 32 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 und § 28a Absatz 1 
erlassen werden, sind mit einer allgemeinen Begründung zu versehen und zeitlich zu befristen. 
Die Geltungsdauer beträgt grundsätzlich vier Wochen; sie kann verlängert werden. 

(6) Schutzmaßnahmen nach Absatz 1 in Verbindung mit § 28 Absatz 1, nach § 28 Absatz 1 
Satz 1 und 2 und nach den §§ 29 bis 31 können auch kumulativ angeordnet werden, soweit 
und solange es für eine wirksame Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit- 
2 019 (COVID-19) erforderlich ist. Bei Entscheidungenüber Schutzmaßnahmen zur 
Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) sind soziale, 
gesellschaftliche und wirtschaftliche Auswirkungen auf den Einzelnen und die Allgemeinheit 
einzubeziehen und zu berücksichtigen, soweit dies mit dem Ziel einer wirksamen 
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Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) vereinbar ist. 
Einzelne soziale, gesellschaftliche oder wirtschaftliche Bereiche, die für die Allgemeinheit von 
besonderer Bedeutung sind, können von den Schutzmaßnahmenausgenommen werden, 
soweit ihre Einbeziehung zur Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 
(COVID-19) nicht zwingend erforderlich ist. 

(7) Nach dem Ende einer durch den Deutschen Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 1 
festgestellten epidemischen Lage von nationaler Tragweite können die Absätze 1 bis 6 auch 
angewendet werden, soweit und solange sich die Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) nur 
in einzelnen Ländern ausbreitet und das Parlament in einembetroffenen Land die 
Anwendbarkeit der Absätze 1 bis 6 dort feststellt. 

6 . Abschnitt 

Infektionsschutz bei bestimmten Einrichtungen, Unternehmen und Peronen 

33 Gemeinschaftseinrichtungen § 

Gemeinschaftseinrichtungen im Sinne dieses Gesetzes sind Einrichtungen, in denen 
überwiegend minderjährige Personen betreut werden. Dazu gehören insbesondere: 

1 . Kindertageseinrichtungen und Kinderhorte, 

2 . die nach § 43 Absatz 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch erlaubnispflichtige 
Kindertagespflege, 

3 

4 

5 

§ 

. Schulen und sonstige Ausbildungseinrichtungen, 

. Heime und 

. Ferienlager. 

34 Gesundheitliche Anforderungen, Mitwirkungspflichten, Aufgaben des 
Gesundheitsamtes 

(1) Personen, die an 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

1 

1 

. Cholera 

. Diphtherie 

. Enteritis durch enterohämorrhagische E. coli (EHEC) 

virusbedingtem hämorrhagischen Fieber 

Haemophilus influenzae Typ b-Meningitis 

Impetigo contagiosa (ansteckende Borkenflechte) 

Keuchhusten 

. 

. 

. 

. 

. ansteckungsfähiger Lungentuberkulose 

Masern . 

0. Meningokokken-Infektion 

1. Mumps 

Seite 18 von 29 



  
  

StädteRegion Aachen - Auszug aus dem IfSG – Infektionsschutzgesetz 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

2 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 

0. 

Paratyphus 

Pest 

Poliomyelitis 

Scabies (Krätze) 

Scharlach oder sonstigen Streptococcus pyogenes-Infektionen 

Shigellose 

Typhus abdominalis 

Virushepatitis A oder E 

Windpocken 

erkrankt oder dessen verdächtig oder die verlaust sind, dürfen in den in § 33 genannten 
Gemeinschaftseinrichtungen keine Lehr-, Erziehungs-, Pflege-, Aufsichts- oder sonstige 
Tätigkeiten ausüben, bei denen sie Kontakt zu den dort Betreuten haben, bis nach ärztlichem 

Urteil eine Weiterverbreitung der Krankheit oder der Verlausung durch sie nicht mehr zu 
befürchten ist. Satz 1 gilt entsprechend für die in der Gemeinschaftseinrichtung Betreuten mit 
der Maßgabe, dass sie die dem Betrieb der Gemeinschaftseinrichtung dienenden Räume nicht 
betreten, Einrichtungen der Gemeinschaftseinrichtung nicht benutzen und an Veranstaltungen 
der Gemeinschaftseinrichtung nicht teilnehmen dürfen. Satz 2 gilt auch für Kinder, die das 6. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben und an infektiöser Gastroenteritis erkrankt oder dessen 
verdächtig sind. 

(2) Ausscheider von 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

. 

. 

. 

. 

. 

. 

Vibrio cholerae O 1 und O 139 

Corynebacterium diphtheriae, Toxin bildend 

Salmonella Typhi 

Salmonella Paratyphi 

Shigella sp. 

enterohämorrhagischen E. coli (EHEC) 

dürfen nur mit Zustimmung des Gesundheitsamtes und unter Beachtung der gegenüber dem 
Ausscheider und der Gemeinschaftseinrichtung verfügten Schutzmaßnahmen die dem Betrieb 
der Gemeinschaftseinrichtung dienenden Räume betreten, Einrichtungen der 
Gemeinschaftseinrichtung benutzen und an Veranstaltungen der Gemeinschaftseinrichtung 
teilnehmen. 

(3) Absatz 1 Satz 1 und 2 gilt entsprechend für Personen, in deren Wohngemeinschaft nach 
ärztlichem Urteil eine Erkrankung an oder ein Verdacht auf 

1 

2 

. 

. 

Cholera 

Diphtherie 
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3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

. Enteritis durch enterohämorrhagische E. coli (EHEC) 

. virusbedingtem hämorrhagischem Fieber 

. Haemophilus influenzae Typ b-Meningitis 

. ansteckungsfähiger Lungentuberkulose 

. Masern 

. Meningokokken-Infektion 

Mumps . 

0. 

1. 

2. 

Paratyphus 

Pest 

Poliomyelitis 

2a. Röteln 

3. 

4. 

5. 

6. 

Shigellose 

Typhus abdominalis 

Virushepatitis A oder E 

Windpocken 

aufgetreten ist. 

(4) Wenn die nach den Absätzen 1 bis 3 verpflichteten Personen geschäftsunfähig oder in der 
Geschäftsfähigkeit beschränkt sind, so hat derjenige für die Einhaltung der diese Personen 
nach den Absätzen 1 bis 3 treffenden Verpflichtungen zu sorgen, dem die Sorge für diese 
Person zusteht. Die gleiche Verpflichtung trifft den Betreuer einer nach den Absätzen 1 bis 3 

verpflichteten Person, soweit die Sorge für die Person des Verpflichteten zu seinem 
Aufgabenkreis gehört. 

(5) Wenn einer der in den Absätzen 1, 2 oder 3 genannten Tatbestände bei den in Absatz 1 
genannten Personen auftritt, so haben diese Personen oder in den Fällen des Absatzes 4 der 
Sorgeinhaber der Gemeinschaftseinrichtung hiervon unverzüglich Mitteilung zu machen. Die 

Leitung der Gemeinschaftseinrichtung hat jede Person, die in der Gemeinschaftseinrichtung 
neu betreut wird, oder deren Sorgeberechtigte über die Pflichten nach Satz 1 zu belehren. 

(6) Werden Tatsachen bekannt, die das Vorliegen einer der in den Absätzen 1, 2 oder 3 
aufgeführten Tatbestände annehmen lassen, so hat die Leitung der Gemeinschaftseinrichtung 
das zuständige Gesundheitsamt unverzüglich zu benachrichtigen und krankheits- und 

personenbezogene Angaben zu machen. Dies gilt auch beim Auftreten von zwei oder mehr 
gleichartigen, schwerwiegenden Erkrankungen, wenn als deren Ursache Krankheitserreger 
anzunehmen sind. Eine Benachrichtigungspflicht besteht nicht, wenn der Leitung ein 
Nachweis darüber vorliegt, dass die Meldung des Sachverhalts durch eine andere in § 8 
genannte Person bereits erfolgt ist. 
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(7) Die zuständige Behörde kann im Einvernehmen mit dem Gesundheitsamt für die in § 33 
genannten Einrichtungen Ausnahmen von dem Verbot nach Absatz 1, auch in Verbindung mit 
Absatz 3, zulassen, wenn Maßnahmen durchgeführt werden oder wurden, mit denen eine 
Übertragung der aufgeführten Erkrankungen oder der Verlausung verhütet werden kann. 

(8) Das Gesundheitsamt kann gegenüber der Leitung der Gemeinschaftseinrichtung 
anordnen, dass das Auftreten einer Erkrankung oder eines hierauf gerichteten Verdachtes 
ohne Hinweis auf die Person in der Gemeinschaftseinrichtung bekannt gegeben wird. 

(9) Wenn in Gemeinschaftseinrichtungen betreute Personen Krankheitserreger so in oder an 
sich tragen, dass im Einzelfall die Gefahr einer Weiterverbreitung besteht, kann die zuständige 
Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen anordnen. 

(10) Die Gesundheitsämter und die in § 33 genannten Gemeinschaftseinrichtungen sollen die 
betreuten Personen oder deren Sorgeberechtigte gemeinsam über die Bedeutung eines 

vollständigen, altersgemäßen, nach den Empfehlungen der Ständigen Impfkommission 
ausreichenden Impfschutzes und über die Prävention übertragbarer Krankheiten aufklären. 

(10a) Bei der Erstaufnahme in eine Kindertageseinrichtung haben die 
Personensorgeberechtigten gegenüberdieser einen schriftlichen Nachweis darüber zu 
erbringen, dass zeitnah vor der Aufnahme eine ärztliche Beratung in Bezug auf einen 
vollständigen, altersgemäßen, nach den Empfehlungen der Ständigen Impfkommission 
ausreichenden Impfschutz des Kindes erfolgt ist. Wenn der Nachweis nicht erbracht wird, 
benachrichtigt die Leitung der Kindertageseinrichtung das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk 
sich die Einrichtung befindet, und übermittelt dem Gesundheitsamt personenbezogene 
Angaben. Das Gesundheitsamt kann die Personen sorgeberechtigten zu einer Beratung 
laden. Weitergehende landesrechtliche Regelungen bleiben unberührt. 

(11) Bei Erstaufnahme in die erste Klasse einer allgemein bildenden Schule hat das 
Gesundheitsamt oder der von ihm beauftragte Arzt den Impfstatus zu erheben und die hierbei 
gewonnenen aggregierten und anonymisierten Daten über die oberste 
Landesgesundheitsbehörde dem Robert Koch-Institut zu übermitteln. 

§ 35 Belehrung für Personen in der Betreuung von Kindern und Jugendlichen 

Personen, die in den in § 33 genannten Gemeinschaftseinrichtungen Lehr-, Erziehungs-, 
Pflege-, Aufsichts- oder sonstige regelmäßige Tätigkeiten ausüben und Kontakt mit den dort 
Betreuten haben, sind vor erstmaliger Aufnahme ihrer Tätigkeit und im Weiteren mindestens 
im Abstand von zwei Jahren von ihrem Arbeitgeber über die gesundheitlichen Anforderungen 
und Mitwirkungsverpflichtungen nach § 34 zu belehren. Über die Belehrung ist ein Protokoll 

zu erstellen, das beim Arbeitgeber für die Dauer von drei Jahren aufzubewahren ist. Die Sätze 
1 und 2 finden für Dienstherren entsprechende Anwendung. 

§ 36 Infektionsschutz bei bestimmten Einrichtungen, Unternehmen und Personen; 
Verordnungsermächtigung 

(1) Folgende Einrichtungen legen in Hygieneplänen innerbetriebliche Verfahrensweisen zur 
Infektionshygiene fest und unterliegen der infektionshygienischen Überwachung durch das 
Gesundheitsamt: 

1 . die in § 33 genannten Gemeinschaftseinrichtungen mit Ausnahme der 
Gemeinschaftseinrichtungen nach §33 Nummer 2, 
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2 . nicht unter § 23 Absatz 5 Satz 1 fallende voll- oder teilstationäre Einrichtungen zur 
Betreuung und Unterbringung älterer, behinderter oder pflegebedürftiger Menschen, 

3 

4 

. Obdachlosenunterkünfte, 

Einrichtungen zur gemeinschaftlichen Unterbringung von Asylbewerbern, vollziehbar . 
Ausreisepflichtigen, Flüchtlingen und Spätaussiedlern, 

5 

6 

7 

. sonstige Massenunterkünfte, 

. Justizvollzugsanstalten sowie 

. nicht unter § 23 Absatz 5 Satz 1 fallende ambulante Pflegedienste und Unternehmen, die 
den Einrichtungennach Nummer 2 vergleichbare Dienstleistungen anbieten; Angebote zur 
Unterstützung im Alltag im Sinne von § 45a Absatz 1 Satz 2 des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch zählen nicht zu den Dienstleistungen, die mit Angeboten in Einrichtungen 
nach Nummer 2 vergleichbar sind. 

(2) Einrichtungen und Gewerbe, bei denen die Möglichkeit besteht, dass durch Tätigkeiten am 
Menschen durch Blut Krankheitserreger übertragen werden, können durch das 
Gesundheitsamt infektionshygienisch überwacht werden. 

(3) (weggefallen) 

(3a) Die Leiter von in Absatz 1 Nummer 2 bis 6 genannten Einrichtungen haben das 
Gesundheitsamt, indessen Bezirk sich die Einrichtung befindet, unverzüglich zu 
benachrichtigen und die nach diesem Gesetzerforderlichen krankheits- und 
personenbezogenen Angaben zu machen, wenn eine in der Einrichtung tätige 
oderuntergebrachte Person an Skabies erkrankt ist oder bei ihr der Verdacht besteht, dass sie 
an Skabies erkrankt. 

(4) Personen, die in eine Einrichtung nach Absatz 1 Nummer 2 bis 4 aufgenommen werden 
sollen, haben der Leitung der Einrichtung vor oder unverzüglich nach ihrer Aufnahme ein 
ärztliches Zeugnis darüber vorzulegen, dass bei ihnen keine Anhaltspunkte für das Vorliegen 
einer ansteckungsfähigen Lungentuberkulose vorhandensind. Bei der erstmaligen Aufnahme 
darf die Erhebung der Befunde, die dem ärztlichen Zeugnis zugrunde liegt, nicht länger als 
sechs Monate zurückliegen, bei einer erneuten Aufnahme darf sie nicht länger als zwölf 
Monatezurückliegen. Bei Personen, die in eine Einrichtung nach Absatz 1 Nummer 4 
aufgenommen werden sollen, muss sich das Zeugnis auf eine im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes erstellte Röntgenaufnahme der Lunge oder auf andere von der obersten 
Landesgesundheitsbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle zugelassene Befunde stützen. 
Bei Personen, die das 15. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, sowie bei Schwangeren ist 
von der Röntgenaufnahme abzusehen; stattdessen ist ein ärztliches Zeugnis vorzulegen, dass 
nach sonstigen Befunden eine ansteckungsfähige Lungentuberkulose nicht zu befürchten ist. 
§ 34 Absatz 4 gilt entsprechend. Satz 1 gilt nicht für Obdachlose, die weniger als drei Tage in 
eine Einrichtung nach Absatz 1 Nummer 3 aufgenommen werden. 

(5) Personen, die in eine Einrichtung nach Absatz 1 Nummer 4 aufgenommen werden sollen, 
sind verpflichtet, eine ärztliche Untersuchung auf Ausschluss einer ansteckungsfähigen 
Lungentuberkulose einschließlich einer Röntgenaufnahme der Atmungsorgane zu dulden. 
Dies gilt nicht, wenn die betroffenen Personen ein ärztliches Zeugnis nach Absatz 4 vorlegen 
oder unmittelbar vor ihrer Aufnahme in einer anderen Einrichtung nach Absatz 1 Nummer 4 
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untergebracht waren und die entsprechenden Untersuchungen bereits dort durchgeführt 
wurden. Personen, die in eine Justizvollzugsanstalt aufgenommen werden, sind verpflichtet, 
eine ärztliche Untersuchung auf übertragbare Krankheiten einschließlich einer 

Röntgenaufnahme der Lunge zu dulden. Für Untersuchungen nach den Sätzen 1 und 3 gilt 
Absatz 4 Satz 4 entsprechend. Widerspruch und Anfechtungsklagegegen Anordnungen nach 
den Sätzen 1 und 3 haben keine aufschiebende Wirkung. 

(6) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung festzulegen, dass 
Personen, die nach dem 31. Dezember 2018 in die Bundesrepublik Deutschland eingereist 

sind und die auf Grundihrer Herkunft oder ihrer Lebenssituation wahrscheinlich einem 
erhöhten Infektionsrisiko für bestimmte schwerwiegende übertragbare Krankheiten ausgesetzt 
waren, nach ihrer Einreise ein ärztliches Zeugnisdarüber vorzulegen haben, dass bei ihnen 
keine Anhaltspunkte für das Vorliegen solcher schwerwiegender übertragbarer Krankheiten 
vorhanden sind, sofern dies zum Schutz der Bevölkerung vor einer Gefährdung 
durchschwerwiegende übertragbare Krankheiten erforderlich ist; § 34 Absatz 4 gilt 
entsprechend. Personen, die kein auf Grund der Rechtsverordnung erforderliches ärztliches 
Zeugnis vorlegen, sind verpflichtet, eine ärztliche Untersuchung auf Ausschluss 
schwerwiegender übertragbarer Krankheiten im Sinne des Satzes 1 zu dulden; Absatz 5 Satz 
5 gilt entsprechend. In der Rechtsverordnung nach Satz 1 ist zu bestimmen: 

1 . das jeweils zugrunde liegende erhöhte Infektionsrisiko im Hinblick auf bestimmte 
schwerwiegende übertragbare Krankheiten, 

2 . die jeweils betroffenen Personengruppen unter Berücksichtigung ihrer Herkunft oder ihrer 
Lebenssituation, 

3 . Anforderungen an das ärztliche Zeugnis nach Satz 1 und zu der ärztlichen Untersuchung 
nach Satz 2 sowie 

4 . die Frist, innerhalb der das ärztliche Zeugnis nach der Einreise in die Bundesrepublik 
Deutschlandvorzulegen ist. 

Das Robert Koch-Institut kann zu den Einzelheiten nach Satz 3 Nummer 1 Empfehlungen 
abgeben. Die Landesregierungen können die Ermächtigung nach Satz 1 durch 
Rechtsverordnung auf andere Stellenübertragen. 

(7) Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates festzulegen, dass Personen, die in die Bundesrepublik 
Deutschland einreisen wollen oder eingereist sind und die wahrscheinlich einem erhöhten 
Infektionsrisiko für eine bestimmte schwerwiegende übertragbare Krankheit ausgesetzt waren, 

vor oder nach ihrer Einreise ein ärztliches Zeugnis darüber vorzulegen haben, dass bei ihnen 
keine Anhaltspunkte für das Vorliegen einer solchen schwerwiegenden übertragbaren 
Krankheit vorhanden sind, sofern dies zum Schutz der Bevölkerung vor einer Gefährdung 
durch schwerwiegende übertragbare Krankheiten erforderlich ist; § 34 Absatz 4 gilt 
entsprechend. Personen, die kein auf Grund der Rechtsverordnung erforderliches ärztliches 
Zeugnis vorlegen, sind verpflichtet, eine ärztliche Untersuchung auf Ausschluss einer 
schwerwiegenden übertragbaren Krankheit im Sinne des Satzes 1 zu dulden; Absatz 5 Satz5 
gilt entsprechend. In der Rechtsverordnung können nähere Einzelheiten insbesondere zu den 
betroffenen Personengruppen und zu den Anforderungen an das ärztliche Zeugnis nach Satz 
1 und zu der ärztlichen Untersuchung nach Satz 2 bestimmt werden. Das Robert Koch-Institut 
kann zu den Einzelheiten nach Satz 3Empfehlungen abgeben. In dringenden Fällen kann zum 
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Schutz der Bevölkerung die Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates erlassen 
werden. Eine auf der Grundlage des Satzes 5 erlassene Verordnung tritt ein Jahr nach ihrem 
Inkrafttreten außer Kraft; ihre Geltungsdauer kann mit Zustimmung des Bundesrates 
verlängert werden. 

(8) Die Bundesregierung wird, sofern der Deutsche Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 1 eine 
epidemische Lage von nationaler Tragweite festgestellt hat, ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates festzulegen, dass Personen, die in die 
Bundesrepublik Deutschland einreisen wollen oder eingereist sind und bei denen die 

Möglichkeit besteht, dass sie einem erhöhten Infektionsrisiko für die Krankheit ausgesetzt 
waren, die zur Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite geführt hat, 
insbesondere, weil sie sich in einem entsprechenden Risikogebiet aufgehalten haben, 
ausschließlich zur Feststellung und Verhinderung der Verbreitung dieser Krankheit verpflichtet 
sind, 

1 . sich unverzüglich nach der Einreise für einen bestimmten Zeitraum in geeigneter Weise auf 
eigene Kosten abzusondern sowie 

2 . der zuständigen Behörde durch Nutzung des vom Robert Koch-Institut nach Absatz 9 
eingerichteten elektronischen Melde- und Informationssystems folgende Angaben mitzuteilen: 

a) ihre personenbezogenen Angaben, 

b) das Datum ihrer voraussichtlichen Einreise, 

c) ihre Aufenthaltsorte bis zu zehn Tage vor und nach der Einreise, 

d) das für die Einreise genutzte Reisemittel und vorliegende Informationen zum Sitzplatz, 

e) Angaben, ob eine Impfdokumentation hinsichtlich der Krankheit vorliegt, die zur Feststellung 
der epidemischen Lage von nationaler Tragweite geführt hat, 

f) Angaben, ob ein ärztliches Zeugnis oder ein Testergebnis hinsichtlich des Nichtvorliegens 
der Krankheit vorliegt, die zur Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite 
geführt hat, und 

g) Angaben, ob bei ihr Anhaltspunkte für die Krankheit vorliegen, die zur Feststellung der 
epidemischen Lage von nationaler Tragweite geführt hat; 

in der Rechtsverordnung kann auch festgelegt werden, dass eine Impfdokumentation im Sinne 
des Buchstabens e oder ein ärztliches Zeugnis oder ein Testergebnis im Sinne des 
Buchstabens f über das nach Absatz 9 eingerichtete Melde- und Informationssystem der 
zuständigen Behörde zu übermitteln sind. 2 In der Rechtsverordnung ist auch zu bestimmen, 
in welchen Fällen Ausnahmen von den Verpflichtungen nach Satz 1 bestehen. 3 Personen 
nach Satz 1 können einer Beobachtung nach § 29 unterworfen werden, auch wenn die in § 29 
Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht vorliegen. 4 Es kann festgelegt werden, in 
welchen Fällen anstelle der Nutzung des vom Robert Koch-Institut nach Absatz 9 
eingerichteten elektronischen Melde- und Informationssystems eine schriftliche 
Ersatzmitteilung gegenüber der zuständigen Behörde vorzunehmen ist. 5 § 34 Absatz 4 gilt 
für die durch die Rechtsverordnung nach den Sätzen 1 und 4 festgelegten Verpflichtungen 
entsprechend. 
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(9) 1 Das Robert Koch-Institut richtet für die Zwecke des Absatzes 8 Satz 1 ein elektronisches 
Melde- und Informationssystem ein und ist verantwortlich für dessen technischen Betrieb. 2 
Das Robert Koch-Institut kann einen IT-Dienstleister mit der technischen Umsetzung 

beauftragen. 3 Die aufgrund einer Rechtsverordnung nach Absatz 8 Satz 1 erhobenen Daten 
dürfen von der zuständigen Behörde nur für Zwecke der Erfüllung und Überwachung der 
Verpflichtungen, die sich aus der Rechtsverordnung nach Absatz 8 Satz 1 ergeben, und der 
Kontaktnachverfolgung verarbeitet werden. 4 Sie sind spätestens 14 Tage nach dem 
mitgeteilten Datum der Einreise der jeweils betroffenen Person zu löschen. 5 Eine 
Übermittlung der auf Grund einer Rechtsverordnung nach Absatz 8 Satz 1 Nummer 2 
erhobenen Daten durch die zuständigen Behörden an andere Stellen oder eine 
Weiterverwendung dieser Daten durch die zuständigen Behörden zu anderen als den in Satz 
3 genannten Zwecken ist unzulässig. 

(10) Die Bundesregierung wird, sofern der Deutsche Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 1 eine 
epidemische Lage von nationaler Tragweite festgestellt hat, ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates festzulegen, 

1 . dass die in einer Rechtsverordnung nach Absatz 8 Satz 1 genannten Personen verpflichtet 
sind, gegenüber den Beförderern, gegenüber der zuständigen Behörde oder gegenüber den 
diese Behörde nach Maßgabe des Absatzes 11 Satz 1 unterstützenden, mit der polizeilichen 
Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten Behörden 

a) einen Nachweis über die Erfüllung der in einer Rechtsverordnung nach Absatz 8 Satz 1 
Nummer2 festgelegten Verpflichtungen oder die Ersatzmitteilung nach Absatz 8 Satz 4 
vorzulegen oderauszuhändigen, 

b) eine Impfdokumentation hinsichtlich der in Absatz 8 Satz 1 genannten Krankheit 
vorzulegen, 

c) ein ärztliches Zeugnis oder ein Testergebnis hinsichtlich des Nichtvorliegens der in Absatz 
8 Satz 1genannten Krankheit vorzulegen, 

d) Auskunft darüber zu geben, ob bei ihnen Anhaltspunkte für die in Absatz 8 Satz 1 genannte 
Krankheit vorhanden sind; 

2 . dass Unternehmen, die im Eisenbahn-,Bus-, Schiffs- oder Flugverkehr Reisende 
befördern, Betreiber von Flugplätzen, Häfen, Personenbahnhöfen und Omnibusbahnhöfen im 
Rahmen ihrer betrieblichen und technischen Möglichkeiten ausschließlich zur Feststellung und 
Verhinderung der Verbreitung der in Absatz 8 Satz 1 genannten Krankheit, bei der 
Durchführung der Rechtsverordnung nach Nummer 1 mitzuwirken haben, und verpflichtet 
sind, 

a) Beförderungen aus einem entsprechenden Risikogebiet in die Bundesrepublik Deutschland 
zu unterlassen, sofern eine Rückreise von Personen mit Wohnsitz in Deutschland weiterhin 
möglich ist, deren Einreise nicht aus aufenthaltsrechtlichen Gründen zu untersagen ist, 

b) Beförderungen aus einem Risikogebiet in die Bundesrepublik Deutschland nur dann 
durchzuführen, wenn die zu befördernden Personen den nach Nummer 1 auferlegten 
Verpflichtungen vor der Beförderung nachgekommen sind, 

c) Reisende über die geltenden Einreise- und Infektionsschutzbestimmungen und - 

maßnahmen in der Bundesrepublik Deutschland und die Gefahren der in Absatz 8 Satz 1 
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genannten Krankheit sowie die Möglichkeiten zu deren Verhütung und Bekämpfung 
barrierefrei zu informieren und in diesem Rahmen auf die Reise- und Sicherheitshinweise des 
Auswärtigen Amts hinzuweisen, 

d) die zur Identifizierung einer Person oder zur Früherkennung von Kranken, 
Krankheitsverdächtigen, Ansteckungsverdächtigen und Ausscheidern notwendigen 
personenbezogenen Angaben zu erheben und an die für den Aufenthaltsort der betreffenden 
Person nach diesem Gesetz zuständige Behörde zu übermitteln, 

e) bestimmte Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Übertragung der in Absatz 8 Satz 1 
genannten Krankheit im Rahmen der Beförderung vorzunehmen, 

f) die Beförderung von Kranken, Krankheitsverdächtigen, Ansteckungsverdächtigen und 
Ausscheidern der zuständigen Behörde zu melden, 

g) Passagierlisten und Sitzpläne auf Nachfrage der zuständigen Behörde zu übermitteln, 

h) den Transport von Kranken, Krankheitsverdächtigen, Ansteckungsverdächtigen oder 
Ausscheidern, in ein Krankenhaus oder in eine andere geeignete Einrichtung durch Dritte zu 
ermöglichen, 

i) gegenüber dem Robert Koch-Institut eine für Rückfragen der zuständigen Behörden 

erreichbare Kontaktstelle zu benennen;3. dass Anbieter von Telekommunikationsdiensten 
und Betreiber öffentlicher Mobilfunknetze verpflichtet sind, Einreisende barrierefrei über 
elektronische Nachrichten über die geltenden Einreise- und Infektionsschutzbestimmungen 
und -maßnahmen in der Bundesrepublik Deutschland zu informieren. Personen, die kein 
aufgrund der Rechtsverordnung nach Satz 1 Nummer 1 erforderliches ärztliches Zeugnis oder 
erforderliches Testergebnis vorlegen, sind verpflichtet, eine ärztliche Untersuchung auf 
Ausschluss der in Absatz 8 Satz 1 genannten Krankheit zu dulden. § 34 Absatz 4 gilt für die 
durch die Rechtsverordnung nach Satz1 Nummer 1 festgelegten Verpflichtungen 
entsprechend. 

(11) Die mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten 
Behörden können anlässlich der grenzpolizeilichen Aufgabenwahrnehmung als 
unterstützende Behörde nach Absatz 10 Satz1 Nummer 1 stichprobenhaft von den in der 
Rechtsverordnung nach Absatz 8 Satz 1 genannten Personenverlangen, dass sie ihnen die in 

Absatz 10 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a bis c genannten Nachweise oder Dokumente 
vorlegen oder ihnen Auskunft nach Absatz 10 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe d erteilen. Die 
unterstützenden Behörden nach Absatz 10 Satz 1 Nummer 1 unterrichten bei Kenntnis 
unverzüglich die zuständigen Behörden über die Einreise der in der Rechtsverordnung nach 
Absatz 8 Satz 1 genannten Personen, soweit diese ihren den unterstützenden Behörden 
gegenüber bestehenden in der Rechtsverordnung nach Absatz 10 Satz 1 Nummer 1 
festgelegten Verpflichtungen bei der Einreise nicht nachkommen. Zu diesem Zweckdürfen bei 
den in der Rechtsverordnung nach Absatz 8 Satz 1 genannten Personen ihre 
personenbezogenen Angaben, Angaben zu ihren Aufenthaltsorten bis zu zehn Tage vor und 

nach der Einreise und Angaben zu dem von ihnen genutzten Reisemittel erhoben und der 
zuständigen Behörde übermittelt werden. Die nach § 71 Absatz1 Satz 1 des 
Aufenthaltsgesetzes zuständigen Behörden und die unterstützenden Behörden nach Absatz 
1 0Satz 1 Nummer 1 unterrichten bei Kenntnis unverzüglich die zuständigen Behörden über 
die Einreise der in der Rechtsverordnung nach Absatz 6 Satz 1 oder nach Absatz 7 Satz 1 

genannten Personen. Zu diesem Zweckdürfen bei diesen Personen ihre personenbezogenen 
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Angaben erhoben und der zuständigen Behörde übermittelt werden. Die von den Behörden 
nach den Sätzen 1, 3 und 5 erhobenen Daten dürfen mit den Daten vorgelegter 
Reisedokumente abgeglichen werden. 

(12) Eine aufgrund des Absatzes 8 Satz 1 oder des Absatzes 10 Satz 1 erlassene 
Rechtsverordnung tritt mit der Aufhebung der Feststellung der epidemischen Lage von 
nationaler Tragweite durch den Deutschen Bundestagnach § 5 Absatz 1 Satz 2 außer Kraft. 

(13) Durch die Absätze 4 bis 8 und 10 werden die Grundrechte der körperlichen Unversehrtheit 

(Artikel 2Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes), der Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 
2 des Grundgesetzes), der Freizügigkeit der Person (Artikel 11 Absatz 1 des Grundgesetzes) 
und der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel13 Absatz 1 des Grundgesetzes) eingeschränkt 

8 . Abschnitt - 

Gesundheitliche Anforderungen an das Personal beim Umgang mit Lebensmitteln 

42 Tätigkeits- und Beschäftigungsverbote 

(1) 1Personen, die 

§ 

1 . an Typhus abdominalis, Paratyphus, Cholera, Shigellenruhr, Salmonellose, einer anderen 
infektiösen Gastroenteritis oder Virushepatitis A oder E erkrankt oder dessen verdächtig sind, 

2 . an infizierten Wunden oder an Hautkrankheiten erkrankt sind, bei denen die Möglichkeit 
besteht, dass deren Krankheitserreger über Lebensmittel übertragen werden können, 

3 . die Krankheitserreger Shigellen, Salmonellen, enterohämorrhagische Escherichia coli oder 
Choleravibrionen ausscheiden, 

dürfen nicht tätig sein oder beschäftigt werden 

a) beim Herstellen, Behandeln oder Inverkehrbringen der in Absatz 2 genannten 
Lebensmittel, wenn sie dabei mit diesen in Berührung kommen, oder 

b) in Küchen von Gaststätten und sonstigen Einrichtungen mit oder zur 
Gemeinschaftsverpflegung. 

Satz 1 gilt entsprechend für Personen, die mit Bedarfsgegenständen, die für die dort 
genannten Tätigkeiten verwendet werden, so in Berührung kommen, dass eine Übertragung 
von Krankheitserregern auf die Lebensmittel im Sinne des Absatzes 2 zu befürchten ist. 

Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für den privaten hauswirtschaftlichen Bereich. 

(2) Lebensmittel im Sinne des Absatzes 1 sind: 

1 

2 

3 

4 

5 

. Fleisch, Geflügelfleisch und Erzeugnisse daraus 

. Milch und Erzeugnisse auf Milchbasis 

. Fische, Krebse oder Weichtiere und Erzeugnisse daraus 

. Eiprodukte 

. Säuglings- und Kleinkindernahrung 
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6 

7 

8 

. Speiseeis und Speiseeishalberzeugnisse 

. Backwaren mit nicht durchgebackener oder durcherhitzter Füllung oder Auflage 

. Feinkost-, Rohkost- und Kartoffelsalate, Marinaden, Mayonnaisen, andere emulgierte 
Soßen, Nahrungshefen 

9 . Sprossen und Keimlinge zum Rohverzehr sowie Samen zur Herstellung von Sprossen und 
Keimlingen zum Rohverzehr. 

(3) Personen, die in amtlicher Eigenschaft, auch im Rahmen ihrer Ausbildung, mit den in 
Absatz 2 bezeichneten Lebensmitteln oder mit Bedarfsgegenständen im Sinne des Absatzes 
1 Satz 2 in Berührung kommen, dürfen ihre Tätigkeit nicht ausüben, wenn sie an einer der in 
Absatz 1 Nr. 1 genannten Krankheiten erkrankt oder dessen verdächtig sind, an einer der in 
Absatz 1 Nr. 2 genannten Krankheiten erkrankt sind oder die in Absatz 1 Nr. 3 genannten 
Krankheitserreger ausscheiden. 

(4) Das Gesundheitsamt kann Ausnahmen von den Verboten nach dieser Vorschrift zulassen, 
wenn Maßnahmen durchgeführt werden, mit denen eine Übertragung der aufgeführten 
Erkrankungen und Krankheitserreger verhütet werden kann. 

(5) Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 

Zustimmung des Bundesrates den Kreis der in Absatz 1 Nr. 1 und 2 genannten Krankheiten, 
der in Absatz 1 Nr. 3 genannten Krankheitserreger und der in Absatz 2 genannten Lebensmittel 
einzuschränken, wenn epidemiologische Erkenntnisse dies zulassen, oder zu erweitern, wenn 
dies zum Schutz der menschlichen Gesundheit vor einer Gefährdung durch Krankheitserreger 
erforderlich ist. In dringenden Fällen kann zum Schutz der Bevölkerung die Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates erlassen werden. Eine auf der Grundlage des Satzes 2 
erlassene Verordnung tritt ein Jahr nach ihrem Inkrafttreten außer Kraft; ihre Geltungsdauer 
kann mit Zustimmung des Bundesrates verlängert werden. 

§ 43 Belehrung, Bescheinigung des Gesundheitsamtes 

(1) Personen dürfen gewerbsmäßig die in § 42 Abs. 1 bezeichneten Tätigkeiten erstmalig nur 
dann ausüben und mit diesen Tätigkeiten erstmalig nur dann beschäftigt werden, wenn durch 
eine nicht mehr als drei Monate alte Bescheinigung des Gesundheitsamtes oder eines vom 
Gesundheitsamt beauftragten Arztes nachgewiesen ist, dass sie 

1 . über die in § 42 Abs. 1 genannten Tätigkeitsverbote und über die Verpflichtungen nach 
den Absätzen 2, 4 und 5 in mündlicher und schriftlicher Form vom Gesundheitsamt 

oder von einem durch das Gesundheitsamt beauftragten Arzt belehrt wurden und 
. nach der Belehrung im Sinne der Nummer 1 schriftlich erklärt haben, dass ihnen keine 

Tatsachen für ein Tätigkeitsverbot bei ihnen bekannt sind. 
2 

Liegen Anhaltspunkte vor, dass bei einer Person Hinderungsgründe nach § 42 Abs. 1 

bestehen, so darf die Bescheinigung erst ausgestellt werden, wenn durch ein ärztliches 
Zeugnis nachgewiesen ist, dass Hinderungsgründe nicht oder nicht mehr bestehen. 

(2) Treten bei Personen nach Aufnahme ihrer Tätigkeit Hinderungsgründe nach § 42 Abs. 1 
auf, sind sie verpflichtet, dies ihrem Arbeitgeber oder Dienstherrn unverzüglich mitzuteilen. 
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